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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz nimmt zu dem Antrag im 

Einvernehmen mit dem Innenministerium wie folgt Stellung: 

 

Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) verweist auch auf 

seine Stellungnahme zur Kleinen Anfrage des Abg. Pix GRÜNE (Drucksache 15/1162 - 

Eindämmung der Population wildlebender Hauskatzen). 

 

Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen, 

 

I. zu berichten,   
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1. Wie schätzt sie die im Zusammenhang mit der Population verwilderter Katzen beste-

hende Problematik für Baden-Württemberg hinsichtlich Tierschutz und Tiergesundheit 

ein? 

 

Zu 1: 

Das Problem unversorgter freilebender Katzen und überhöhter Bestände sowie der damit 

verbundenen gesundheitlichen Probleme für die Katzen selbst und auch für andere Tierar-

ten wurde im Landesbeirat für Tierschutz bereits mehrfach erörtert. Zur Erarbeitung von 

Lösungsansätzen für dieses Problem hatte der Landesbeirat für Tierschutz eine Arbeits-

gruppe eingesetzt, welche die "Empfehlungen des Landestierschutzbeirats zur Regulie-

rung von Katzenbeständen" erarbeitet hat, die auf der Homepage des MLR veröffentlicht 

wurden (Link: http://www.mlr.baden-wuerttemberg.de/mlr/allgemein/ Katzenempfehlun-

gen_Lang.pdf). Dort ist ausgeführt, dass Nahrungsknappheit, hohe Tierbestände und der 

damit zusammenhängende erhöhte Stress die Katzen anfällig für Krankheiten und Parasi-

tenbefall machen. Auch geschwächte Tiere haben dennoch eine hohe Fortpflanzungsrate. 

Die Populationen stellen ein wesentliches Reservoir von Krankheiten wie der Katzenseu-

che und dem Virusschnupfen dar, durch die auch andere Katzen gefährdet werden.  

 

Im Zusammenhang mit dem Auftreten der Vogelgrippe in Baden-Württemberg hat das 

MLR im Rahmen des Landesforschungsprogramms "Wildvögel und Vogelgrippe" in den 

Jahren 2007 und 2008 ein Projekt gefördert, das die Interaktionen von Hauskatzen mit 

Wildvögeln untersucht hat. Dabei wurden unter dem Begriff "Hauskatzen" sowohl reine 

Hauskatzen im engen Sinne als auch Freigänger im menschlichen Umfeld sowie verwil-

derte Hauskatzen subsumiert. In dem Abschlussbericht zu diesem Forschungsprojekt wird 

für Deutschland die Anzahl der Hauskatzen mit 7,9 Millionen, die Anzahl der herrenlosen 

Katzen mit rd. 1,2 Mio. Tieren angenommen. Für Baden-Württemberg wird der Bestand an 

Hauskatzen und verwilderten Katzen insgesamt auf 900.000 Tiere geschätzt.  

 

Darüber hinaus sind dem MLR sind keine Untersuchungen bekannt, die sich mit dem 

Vorkommen wildlebender Katzenpopulationen in Baden-Württemberg und einer mögli-

cherweise damit im Zusammenhang stehender Problematik hinsichtlich Tierschutz und 

Tiergesundheit befassen. 

 

 

2. Wie bewertet sie die in § 13 Tierschutzgesetz (TierSchG) neu geschaffene Rechts-

grundlage für ein Kastrationsgebot? 

 

Zu 2: 

Die Bundesregierung hat im § 13b des Tierschutzgesetzes eine Verordnungsermächti-

gung geschaffen, mit der gebietsbezogen Regelungen getroffen werden können, um 
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Tierschutzproblemen bei freilebenden Katzen zu begegnen, die mit deren hoher Anzahl in 

einem bestimmten Gebiet zusammenhängen. In der amtlichen Begründung zum § 13b ist 

näher ausgeführt, dass der Erfolg von Maßnahmen im Hinblick auf freilebende Katzen 

nicht nachhaltig ist, wenn aus den Reihen der in einem Besitzverhältnis stehenden Haus-

katzen unkastrierte Tiere zuwandern beziehungsweise die Fortpflanzungskette aufrecht 

erhalten. Zudem werde für den ungewollten Nachwuchs auch von Hauskatzen häufig 

keine Verantwortung übernommen, sondern die Katzen werden sich selbst überlassen und 

stellen den Ausgangspunkt für neue Kolonien verwilderter Katzen dar. Deswegen kann es 

als zusätzliche Maßnahme erforderlich sein, den unkontrollierten freien Auslauf fortpflan-

zungsfähiger Katzen für einen bestimmten Zeitraum zu beschränken oder zu verbieten.  

 

Der § 13b des Tierschutzgesetzes ermächtigt daher dazu, u. a. den unkontrollierten freien 

Auslauf fortpflanzungsfähiger Katzen in einem festgelegten Gebiet zu verbieten oder zu 

beschränken. Da ein Verhindern des Auslaufs von Katzen, die Auslauf gewohnt sind, in 

den wenigsten Fällen möglich oder praktikabel sein wird, wird diese Regelung nach Auf-

fassung des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz dazu führen, dass 

in den festgelegten Gebieten die in einem Besitzverhältnis stehenden Katzen von ihren 

jeweiligen Besitzern - soweit noch nicht erfolgt - zunehmend chirurgisch oder 

medikamentell unfruchtbar gemacht werden. Insoweit wird davon ausgegangen, dass eine 

entsprechende Regelung auf der Grundlage von § 13b Satz 3 Nr. 1 im Sinne eines "Kast-

rationsgebots" wirken kann. 

 

In § 13b sind die Bedingungen festgelegt, die Voraussetzung für den Erlass einer Verord-

nung sind, nämlich die Ursächlichkeit der Populationsdichte für die Tierschutzprobleme bei 

den freilebenden Katzen zum einen und die Unwirksamkeit anderer Maßnahmen zum 

andern. Es wird im Einzelfall zu prüfen sein, ob eine Verordnung nach § 13b Tierschutz-

gesetz erforderlich und verhältnismäßig ist.  

 

 

3. Beabsichtigt sie, nach dem jetzigen Inkrafttreten des Bundestierschutzgesetzes 

(TierSchG) die Ermächtigung in § 13 b TierSchG selbst zu nutzen oder ob und ggf. 

wann sie beabsichtigt, den Kommunen per Rechtsverordnung eine Ermächtigung für 

Katzenkastrationsgebote inklusive der notwendigen Begleitmaßnahmen zu übertra-

gen? 

 

Zu 3: 

Nach der amtlichen Begründung zum § 13b TierSchG zeugen zahlreiche Berichte von 

Städten, Gemeinden, Kommunen und Behörden, von Tierschutzorganisationen und in den 

Medien davon, dass auch in Deutschland Kolonien herrenloser, verwilderter Katzen zu-

nehmen. Verlässliche Informationen über die Zahl solcher Tiere in Deutschland existieren 
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nicht. Erhebungen haben aber gezeigt, dass die Problematik regional unterschiedlich 

ausgeprägt ist und örtlich begrenzt aus Gründen des Tierschutzes Handlungsbedarf 

besteht. 

 

Da die Problematik regional in unterschiedlichem Ausmaß auftritt, ist entsprechend der 

amtlichen Begründung zum § 13b TierSchG eine landesweite Regelung unverhältnis-

mäßig. Nur dort wo nachweislich eine entsprechende Problematik besteht, sind entspre-

chende Regelungen gesetzlich möglich. 

 

Die Regelung im Tierschutzgesetz erlaubt eine entsprechende Rechtsverordnung zudem 

nur dann, wenn gleichzeitig andere Maßnahmen nicht ausreichen. Neben gezielten Maß-

nahmen in Bezug auf die herrenlosen, verwilderten Tiere selbst, kann auch die Aufklärung 

von Katzenhaltern und das Hinwirken auf eine freiwillige chirurgische oder medikamentöse 

Unfruchtbarmachung ein erster Schritt vor etwaigen Regelungen in einer Verordnung sein. 

 

Da die in § 13b TierSchG genannten Voraussetzungen nur direkt vor Ort geprüft und 

bewertet werden können, ist es geboten, die Ermächtigung auf die Städte und Gemeinden 

zu übertragen. 

 

 

4. Beabsichtigt sie, die Kommunalverbände bei der Erstellung der o. g. Rechtsverord-

nung so einzubeziehen, dass die Ermächtigung für die Kommunen eine rasche Um-

setzung in konkrete Kastrationsgebote inklusive Kennzeichnungs- und Registrierungs-

pflicht ermöglicht und begünstigt? 

 

Zu 4: 

Die Landesregierung hat die notwendigen Schritte für eine rasche Umsetzung der Neure-

gelung veranlasst. Das Dritte Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes vom 4. Juli 

2013 (BGBl. I S. 2182) wurde am 12. Juli 2013 veröffentlicht und ist am  

13. Juli 2013 in Kraft getreten. Im Hinblick auf die Ermächtigung des § 13b des Tier-

schutzgesetzes hat das MLR in der 28. Kalenderwoche Kontakt mit den kommunalen 

Landesverbänden aufgenommen. Von diesen wurde grundsätzlich Zustimmung zur Über-

tragung der Ermächtigung des § 13b des Tierschutzgesetzes auf die Städte und Gemein-

den signalisiert.  

 

Das Rechtssetzungsverfahren wurde in Gang gesetzt. Der entsprechende Entwurf für eine 

Verordnung der Landesregierung über die Übertragung der Ermächtigung nach § 13b des 

Tierschutzgesetzes (Katzenschutz-Zuständigkeitsverordnung) wurde mit Schreiben vom 

12.08.2013, - Az. 34-9185.20, an die Mitglieder des Normenprüfungsausschusses im 

Innen- und Justizministerium sowie an den Beauftragten für Bürokratieabbau zur Prüfung 
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nach Nr. 5.2.2 der VwV Regelungen vom 27. Juli 2010 (GABl. S. 277) zugeleitet. Die 

Normenprüfung ist noch nicht abgeschlossen. Parallel hierzu werden die berührten Ver-

bände angehört (Schreiben vom 12.08.2013 Az. 34-9185.20).  

 

 

5. Wird sie und wenn ja, in welcher Form die Kommunen bei der Umsetzung von Kastra-

tionsgeboten inklusive Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht konzeptionell unter-

stützen (beispielsweise Einrichtung einer landesweit nutzbaren Datenbank für die Re-

gistrierung der gekennzeichneten Katzen)? 

 

Zu 5: 

Lösungsansätze für das Problem unversorgter freilebender Katzen und überhöhter Be-

stände sowie der damit verbundenen gesundheitlichen Probleme sind in den "Empfehlun-

gen des Landestierschutzbeirats zur Regulierung von Katzenbeständen" enthalten (vgl. 

Nr.1), welche auf der Homepage des Ministeriums veröffentlicht sind.  

 

Das Ministerium wird, sobald seitens der Kommunen konkrete Erkenntnisse vorliegen, bei 

Bedarf diese bei der Erarbeitung entsprechender Konzepte unterstützen.  

 

Zentrale Heimtierregister, in denen auch gekennzeichnete Katzen registriert werden, 

werden bereits z. B. vom Deutschen Tierschutzbund e. V., 53115 Bonn, oder von TASSO 

e.V., 65784 Hattersheim, betrieben. Diese Heimtierregister verfügen nach Kenntnis des 

MLR über eine große Akzeptanz bei Tierhaltern und praktizierenden Tierärzten. Insoweit 

erscheint die Einrichtung einer landesweit nutzbaren Datenbank für die Registrierung von 

gekennzeichneten Katzen durch das MLR nicht sinnvoll.  

 

 

6. Wird sie darüber hinaus einen Beitrag leisten, um Tierschutzorganisationen und 

Tierheime finanziell dabei zu unterstützen, in Kooperation mit den Kommunen bereits 

bestehende Populationen verwilderter Katzen kastrieren und kennzeichnen zu lassen 

sowie zu registrieren; 

 

Zu 6: 

Im Staatshaushaltsplan Baden-Württemberg ist jährlich ein Betrag - in den Jahren 

2013/2014 sind jeweils 45.000 EURO vorgesehen - für Zuschüsse an private Organisatio-

nen und Einzelpersonen für Tierschutzmaßnahmen eingestellt (Kapitel 0826 Titel 686 72). 

In diesem Betrag sind auch die Ausgaben für die Vergabe des Tierschutzpreises Baden-

Württemberg und den Schülerwettbewerb "Schülerinnen und Schüler machen sich für 

Tiere stark" enthalten, die abwechselnd jeweils 2-jährlich ausgeschrieben werden. 

 



- 6 - 
 

In den letzten Jahren konnte der Mittelansatz aufgestockt werden, so dass rd. 70 % der 

Summe für die Unterstützung von Tierheimen über die Verbände zur Verfügung gestellt 

werden können. Ein besonderer Titel für die Kastration, Kennzeichnung und Registrierung 

von Katzen im Rahmen der Tätigkeit von Tierschutzvereinen ist derzeit nicht vorhanden. 

 

Darüber hinaus hat das Land ein Investitionsförderprogramm zugunsten der Tierheime 

aufgelegt. In den Jahren 2010 bis 2012 wurden rund 1,5 Millionen Euro an Landesmitteln 

für dieses Programm bereitgestellt. Die Landesmittel wurden durch Gelder der Kommunen 

in gleicher Höhe ergänzt. Auch für die Jahre 2013/2014 sind im Staatshaushaltsplan 

hierfür jeweils 500.000 EURO vorgesehen. Eine Weiterführung des Förderprogramms in 

den kommenden Jahren ist geplant. 

 

Mit diesem Förderprogramm wird auch das ehrenamtliche Engagement der Tierschutz-

vereine gewürdigt, die durch die Betreuung und Unterbringung von Fund- und herrenlosen 

Tieren in ihren Tierheimen eine wichtige Aufgabe erfüllen. Die Mittel sind bestimmt für die 

Förderung von Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen oder den Bau von neuen 

Tierheimen in Baden-Württemberg. Darunter befinden sich auch, wie bereits in den Vor-

jahren, Maßnahmen, die speziell der Unterbringung von Katzen dienen. Zusätzlich stehen 

für den Bau von Quarantänestationen in Tierheimen jährlich 40.000 EURO zur Verfügung.  

 

Aus Sicht der Landesregierung wirken die genannten Förderprogramme und Zuschüsse 

an Tierschutzorganisationen bereits nachhaltig. Sie bewirken eine spürbare finanzielle 

Entlastung der Vereine, die damit kommunale Zuschüsse, insbesondere aber auch Spen-

denmittel zielgerichteter für Initiativen im Sinne des angewandten Tierschutzes vor Ort 

einsetzen können. Das MLR wird jedoch im Hinblick auf eine finanzielle Unterstützung von 

Tierschutzorganisationen und Tierheimen für derartige Aktionen prüfen, ob und in wel-

chem Umfang ggf. Haushaltsmittel des Tierschutzes (Kapitel 0826 Titelgruppe 72) für 

diesen Zweck im Staatshaushaltsplan bereitgestellt werden könnten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

gez. Wolfgang Reimer 


